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Abréviations

SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
RK-SR Kommission für Rechtsfragen des Ständerates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
GAV Gesamtarbeitsvertrag
ILO Internationale Arbeitsorganisation
FHA Freihandelsabkommen

SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
CCT Convention collective de travail
OIT Organisation internationale du travail
LE Accord de libre-échange
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Chronique générale

Politique étrangère

Relations avec des organisations internationales

Im Mai 2022 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zur Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 190 der internationalen Arbeitsorganisation sowie einen Bericht
über die Erklärung zum hundertjährigen Bestehen der ILO für die Zukunft der Arbeit.
Das besagte Übereinkommen aus dem Jahr 2019 enthalte die erste international
vereinbarte Definition von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt, erklärte der
Bundesrat. Es verpflichte alle ILO-Mitgliedstaaten, das Recht auf eine Arbeitswelt ohne
Gewalt und Belästigung zu achten, zu fördern und zu verwirklichen. Ausserdem umfasse
es eine Reihe von Massnahmen zur Erreichung dieses Ziels, darunter Prävention und ein
gesetzliches Verbot von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt; Abhilfemassnahmen
für Opfer von Gewalt und Belästigung am Arbeitsplatz und gegebenenfalls Sanktionen. 
Der Bundesrat erklärte im Rahmen der Botschaft, dass die Schweiz das Übereinkommen
ratifizieren könne, da dieses nicht dem derzeitigen Schweizer Recht entgegenstehe und
man es sowieso bereits erfülle. Die ebenfalls 2019 veröffentlichte Jahrhunderterklärung
der ILO müsse zwar nicht dem Parlament vorgelegt werden, jedoch habe man das schon
bei früheren Erklärungen so gehandhabt, um die beiden Räte über die Tätigkeiten der
ILO zu informieren. Die Erklärung, mit der sich die Staaten zu mehr Investitionen in das
Humankapital, die Institutionen der Arbeitswelt und in menschenwürdige und
nachhaltige Arbeit bekennen, ziehe ebenfalls keine neuen Verpflichtungen für die
Schweiz nach sich. Sowohl der Bericht als auch die Ratifikation der Botschaft würden
von den Sozialpartnern unterstützt. 

Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2022 mit dem Übereinkommen, wobei
eine Minderheit der RK-SR nicht auf das Geschäft eintreten wollte.
Minderheitssprecher Philippe Bauer (fdp, NE) und sein Ratskollege Beat Rieder (mitte,
VS) ärgerten sich darüber, dass der Bundesrat das Übereinkommen nicht in eine breite
Vernehmlassung gegeben habe. Philippe Bauer befürchtete, dass die Ratifikation des
Abkommens den zukünftigen Handlungsspielraum der Schweiz im Arbeitsrecht
einschränken könnte. Beat Rieder bemängelte zudem, dass das Übereinkommen von
«unbestimmten Gesetzesbegriffen» wimmle, weshalb auch er sich für eine ausführliche
Vernehmlassung einsetzte. 
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) wies seine Kommissionskollegen darauf hin,
dass sie eigentlich eine Rückweisung an den Bundesrat anstelle von Nichteintreten
fordern sollten, und plädierte dafür, den Entscheid über die Rückweisung dem
Nationalrat zu überlassen. Er argumentierte, dass man einen Vertrag ratifizieren sollte,
wenn der Schweizer Rechtsrahmen dessen Anforderungen bereits erfülle, denn damit
verdeutliche die Schweiz ihre Position auf multilateraler Ebene und leiste einen Beitrag
zur Errichtung eines staatenübergreifenden Schutzniveaus. Bundesrat Parmelin
versuchte, die Bedenken der Minderheit zu zerstreuen, und versicherte, dass das
Fehlen einer Konsultation bei Übereinkommen der ILO gang und gäbe sei, da die
Sozialpartner jeweils bei der Erarbeitung des Übereinkommens mitwirkten. Der
Bundesrat warnte, dass eine Nichtratifizierung dem Image und der Glaubwürdigkeit der
Schweiz schaden würde. Die kleine Kammer nahm anschliessend zwar Kenntnis vom
Bericht der ILO, trat aber mit 24 zu 20 Stimmen nicht auf die Vorlage ein. Die
ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der FDP-, SVP- und einem Grossteil
der Mitte-Fraktion. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.09.2022
AMANDO AMMANN

Das «Übereinkommen Nr. 190 der internationalen Arbeitsorganisation und der Bericht
über die Erklärung zu ihrem hundertjährigen Bestehen» standen in der Herbstsession
2023 im Ständerat zum zweiten Mal zur Debatte. Hierzu lagen ein Antrag der
Kommissionsmehrheit auf erneutes Nichteintreten, ein Minderheitsantrag Z'graggen
(mitte, UR) auf Eintreten sowie ein Antrag Würth (mitte, SG) auf Rückweisung an den
Bundesrat vor.
Kommissionssprecher Hefti (fdp, GL) erklärte, dass die vorberatende RK-SR im August
2023 nach intensiver Beratung mit 6 zu 5 Stimmen bei 1 Enthaltung wiederum
Ablehnung des Entwurfes beantragt hatte. Anschliessend erörterte Heidi Z'graggen den
Minderheitsantrag auf Eintreten: Die Schweiz stimme mit der Ratifikation dieses
Übereinkommens dem Ziel zu, dass alle Menschen ohne Gewalt und Belästigung
arbeiten können. Das vorliegende Übereinkommen sehe folglich ein Prinzip vor, das in
der Schweiz seit langem stark verankert sei. Entsprechend stehe die Schweizer

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Rechtsprechung bereits im Einklang mit dem Übereinkommen. Danach begründete
Benedikt Würth seinen Rückweisungsantrag, in dem er verlangte, dass der Bundesrat
zuerst in einem Zusatzbericht aufzeigt, welche Bestimmungen des ILO-
Übereinkommens direkt und welche indirekt anwendbar seien. Danach solle der
Bundesrat eine ordentliche Vernehmlassung durchführen. Gemäss Würth könne das
Parlament erst nach diesem Prozess die rechtliche und praktische Bedeutung dieser
Konvention adäquat beurteilen.
Arbeitsminister Parmelin bat den Rat eindringlich darum, auf die Vorlage einzutreten.
Er insistierte, dass die Konvention der ILO nicht direkt anwendbar sei; das nationale
Recht gehe vor. Ohnehin sei das geltende Schweizer Recht kompatibel mit dem
Übereinkommen, es sei folglich keine Änderung der Schweizer Rechtsvorschriften von
Nöten. Eine Nicht-Ratifizierung schade hingegen dem internationalen Ansehen und der
Glaubwürdigkeit der Schweiz. Anschliessend stimmten 27 Mitglieder des Ständerates für
Eintreten, 13 votierten dagegen, 3 enthielten sich der Stimme. Danach wurde der Antrag
Würth auf Rückweisung an den Bundesrat mit 34 zu 6 Stimmen bei wiederum 3
Enthaltungen angenommen. 2

In der Wintersession 2023 folgte der Nationalrat dem Ständerat und der vorberatenden
RK-NR und entschied, das «Übereinkommen Nr. 190 der internationalen
Arbeitsorganisation zur Beseitigung der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz»
vorerst nicht zu ratifizieren, sondern die Vorlage an den Bundesrat zurückzuweisen. Die
Kommissionssprechenden Tamara Funiciello (sp, BE) und Nicolas Walder (gp, GE)
berichteten, dass die Kommissionsmehrheit die Ansicht vertrat, dass die vom Ständerat
geforderten zusätzlichen Abklärungen zur Anwendbarkeit der Bestimmungen des ILO-
Übereinkommens durchgeführt werden sollen; nicht zuletzt um ein Scheitern der
ganzen Vorlage zu verhindern. Nach dem Votum von Wirtschaftsminister Parmelin,
welcher unterstrich, dass der Bundesrat die Ratifizierung des Abkommens befürworte,
aber auch bereit sei, die gewünschten Arbeiten durchzuführen, wurde der
Rückweisungsantrag an den Bundesrat stillschweigend angenommen. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Relations avec d'autres Etats

Die APK-NR forderte im Juni 2021 die Modernisierung des Freihandelsabkommens mit
China. Der Bundesrat solle die Aufnahme eines Kapitels zur Einhaltung der
internationalen Standards im Bereich Menschen- und Arbeitsrechte aushandeln. Die
Kommission begründete den Antrag damit, dass in der China-Strategie 2021-2024 die
Modernisierung des FHA vorgesehen sei und angesichts der Anschuldigungen gegen die
chinesische Regierung Kriterien zur Einhaltung der Menschen- und Arbeitsrechte nötig
seien. Man habe solche Kriterien auch in neuere Abkommen mit anderen Staaten
aufgenommen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, unter anderem
weil der 2017 aufgenommene exploratorische Prozess mit China zur Überarbeitung des
Abkommens keine Einigung hinsichtlich der zu vertiefenden Themen ergeben habe und
seither stagniere. Die Aufnahme des geforderten Kapitels erachte man als nicht
realistisch, stattdessen wolle man sich auf die Stärkung der aktuellen Bestimmungen
über Handel und nachhaltige Entwicklung fokussieren. Die Schweiz werde die
Problematik der Menschenrechte und der Arbeitsstandards beim nächsten Treffen im
Rahmen des Arbeits- und Beschäftigungsdialogs mit China ansprechen und bringe
diese bereits über den gemischten Ausschuss des Freihandelsabkommens und «über
alle anderen geeigneten Kanäle» ein. 
In der Herbstsession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Motion, die ihm von
seiner aussenpolitischen Kommission mit 13 zu 12 Stimmen nur knapp zur Annahme
empfohlen worden war. Kommissionssprecher Walder (gp, GE) bezeichnete das
eigentlich noch neue FHA aus dem Jahr 2013 als «sehr unvollständig» in Bezug auf
Standards, die sonst für moderne Wirtschaftsabkommen wie das FHA mit Indonesien
gälten. Walder appellierte im Namen der Kommission, den Menschenrechten mehr
Gewicht zu verleihen und das Kapitel in Auftrag zu geben, alles andere wäre
«unverständlich und heutzutage sogar unanständig». Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
wies hingegen darauf hin, dass der Versuch, die Menschenrechte ins
Freihandelsabkommen zu implementieren, einer de facto Kündigung des Abkommens
gleichkäme. Eine starke Kommissionsminderheit Wehrli (fdp, VD) setzte sich gegen das
Motionsanliegen, aber nicht gegen den Schutz der Bevölkerung und willkürlich
verhafteter Personen ein, wie ihr Sprecher Wehrli versicherte. Er bezeichnete die
Motion als «aus gesetzgeberischer Sicht» unnötig, weil die damit verbundenen Ziele
schon in der China-Strategie enthalten seien und der Bundesrat schon über die dafür

MOTION
DATE: 27.09.2021
AMANDO AMMANN
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nötigen Instrumente verfüge. Bundesrat Parmelin machte deutlich, dass es keine
Modernisierung des FHA geben werde, wenn die Schweiz diese vom Kapitel zu den
Menschen- und Arbeitsrechten abhängig mache. Parmelin hielt es für unrealistisch über
ein Freihandelsabkommen verbindliche Bestimmungen in diesen Bereichen
einzuführen. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 102 zu 84 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab. 4

Politique sociale

Population et travail

Temps de travail

Nachdem der Ständerat die Motion von Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU), die
eine Anpassung der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz verlangte, in der Wintersession
2022 angenommen hatte, beschäftigte sich der Nationalrat im Rahmen der
Frühlingssession 2023 mit dem Vorstoss. Kommissionssprecherin Petra Gössi (fdp, SZ)
erklärte in der Debatte, wie wichtig es sei, die Arbeitszeiten im Fall eines
Energiemangels zu flexibilisieren und damit für den kommenden Winter vorbereitet zu
sein. Folglich empfahl die Mehrheit der WAK-NR, die Motion anzunehmen.
Minderheitssprecher Cédric Wermuth (sp, AG) betonte hingegen, dass die
entsprechende Verordnung bereits jetzt genügend flexibel sei. Zum Beispiel erwähne
die Wegleitung des SECO zur Verordnung explizit, dass im Fall einer Energiemangellage
Ausnahmen bezüglich der Arbeitszeit möglich sind. Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD)
pflichtete Wermuth bei, dass eine Verordnungsänderung nicht nötig sei. Dennoch nahm
der Nationalrat die Motion mit 109 zu 72 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an. Einzig die SP-
und die Grünen-Fraktionen sprachen sich gegen den Vorstoss aus. 5

MOTION
DATE: 02.03.2023
GIADA GIANOLA

Droit du travail

Im Rahmen der Sommersession 2022 beschäftigte sich der Ständerat nochmals mit der
Motion von Ständerat Eich Ettlin (mitte, OW) nachdem diese im WAK-SR beraten
worden war. Kommissionssprecher Alex Kuprecht (svp, SZ) erklärte, dass die Mehrheit
der Kommission als problematisch erachtete, Gesamtarbeitsverträge dem kantonalen
Recht vorzuziehen, da Gesamtarbeitsverträge private Vereinbarungen darstellen, die
nicht auf der gleichen demokratischen Legitimation basieren wie Mindestlöhne. Diese
würden von den Kantonen basierend auf demokratischen Entscheidungen der
kantonalen Bevölkerung eingeführt. Aus diesem Grund wolle die Mehrheit der
Kommission verhindern, dass in die kantonale Souveränität eingegriffen werde. Die
Kommissionsminderheit befürchte hingegen, dass es für die Betriebe schwierig
nachvollziehbar ist, einer privatrechtlichen Vereinbarung wie einem GAV aufgrund eines
Bundesratsbeschlusses zwingend zu unterstehen und gleichzeitig die öffentlichen
rechtlichen kantonale Bedingungen einzuhalten. Bundesrat Parmelin (svp, VD)
präzisierte im Rahmen der Debatte, dass ein GAV ein Vertrag zwischen privaten
Akteuren sei und auch dann ein privater Vertrag bleibe, wenn er schweizweit für
allgemeinverbindlich erklärt werde. Der Ständerat nahm die Motion schliesslich mit 28
zu 16 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. 6

MOTION
DATE: 14.06.2022
GIADA GIANOLA

Im Rahmen der Wintersession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Motion
von Ständerat Erich Ettlin (mitte, OW), die den Bundesrat beauftragen wollte,
allgemeinverbindlich erklärte GAV zu Mindestlöhnen oder Ferienansprüchen gegenüber
kantonalen Regelungen als vorrangig zu erklären. Zuvor hatte die WAK-NR mit 11 zu 10
Stimmen beantragt, die Motion anzunehmen. Einen bundesrätlichen Vorschlag auf
Änderung der Motion hatte sie mit demselben Stimmverhältnis abgelehnt. In insgesamt
34 Wortmeldungen tauschten sich die Nationalrätinnen und Nationalräte in der Folge
zu dieser Frage aus. Kommissionssprecher Fabio Regazzi (mitte, TI) betonte in der
Debatte, dass der geografische Geltungsbereich der GAV weiter gefasst sei als derjenige
der kantonalen gesetzlichen Bestimmungen – Erstere gelten für die ganze Schweiz oder
für mehrere Kantone. Deswegen sollen die GAV Vorrang gegenüber kantonalen
Regelungen geniessen. Eine Minderheit Wermuth (sp, ZH) beantragte die Ablehnung der
Motion. Der Minderheitensprecher argumentierte, dass die kantonalen Regelungen
durch direktdemokratische Entscheidungen der kantonalen Stimmbevölkerung
legitimiert seien und aus diesem Grund Vorrang gegenüber den Regelungen im GAV

MOTION
DATE: 14.12.2022
GIADA GIANOLA
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hätten, die einen Vertrag zwischen privaten Akteuren darstellten, wie Bundesrat Guy
Parmelin ergänzte. Folglich verstosse ein Vorrang der allgemeinverbindlichen GAV
gegenüber den kantonalen Regelungen gegen die den Kantonen durch die Verfassung
übertragenen Kompetenzen. Trotz dieses Einwandes des Bundesrates nahm der
Nationalrat die Motion mit 95 zu 93 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) knapp an. Unterstützt
wurde sie von der SVP-, der FDP- und der Mitte-Fraktion. 7

1) AB SR, 2022, S. 763ff.; BBl, 2022 1379; BBl, 2022 1381
2) AB SR, 2023, S. 885 ff.
3) AB NR, 2023, S. 2337 ff.
4) AB NR, 2021, S. 1919; Medienmitteilung APK-NR vom 25.6.21; Mo. 21.3966
5) AB NR 2023, S. 153 ff.; Bericht WAK-NR vom 30.1.23
6) AB SR, 2022, S. 528 ff.; Bericht WAK-SR vom 25.04.2022 
7) AB NR, 2022, S. 2103 ff.; Bericht WAK-NR vom 25.10.22
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